
»M- 48» Sonnabend-, 2. Dezember. 1865.

Die Verfassung.
Wechenblattsiir das Wolle

Eis-im Sonnabend. Preis vierteljährlichbei·allen Preuß. PostHistalten472 Sgr..,«bei den autßekpkeußischenPostansialten
Hgchåausin Berlin bei allen Zeitungs-Spediteuren incl. Boteulobn 6chr.,

in der Erpedition, Taubenstr. 27, 41X2 Sak· Josekate"

die Zeile 3 Mgr.
—-

Wie unsern Lesern aus der ihnen zugekommenen zweiten Ausgabeder·vorigenNummerbekannt

geworden ist, wurde die erste Ausgabe derselben wegen des Leitartikelsx»Schas·stuns eine gute Volk»sschule»!«mit

Beschlagbelegt. Da eine Verbreitung des»Blattes ·noch»nicht stattgefundenhatte»wurden uns die konsiszirten
Eremplare, ohne daß eine gerichtlicheUntersuchungeingeleitet,zuruckgeliesertgvir selbsthabenbei der aufmerk-
samsten Durchsicht in dem Artikel Nichts entdeckt,was nach unserer Ansichtmit deii»Gesetzenin Widerspruchsteht,
und so sind wir nicht im Stande, durch eine Selbstcensur den Artikel in eitler nicht zu beanstandenden Form
unsern Lesern mitzutheilen

Das Herrenhaus nnd die Verordnung vom s Jubelgeschrerulzerdie bekannteVerordnungvom 10. Nov.

10 November 1865» Id. Sie bilden sich namlichein-oder sie wollen
’ l

wenigstensandern Leuten einreden, daß das Herrenhaus
Nach Artikel 83 der Verfassung sollen die Mitglie- durchdieseVerordnungendlichaus seine eigenen Füße

der des Herrenbauses eben so gut »Vertreter des ganzen zu stehen gekommen ist. Ja, sie posauuen überall aus,
Volkes« sein, wie die Mitglieder des Abgeordnetenhauses daß jetzt der König selbst nicht mehr die Macht
Aber wenn wir schlechtwegvon unsern »Volksvertretern« habe, diesesHerrenhaus jemals wieder uniziigestalten»
sprechen, so denken wir gewöhnlichnur an das Abge- Gewißhaben die Herren gar-keinevernünftigeBer-

ordnetenhausund nicht an das Herreuhaus Das Volk anlassuugzu» solch-einFreudengeschreiSie sind noch
kümmert sicheben imallgemeinenweuigum dasHerrenhaus,lange»nicht Herr uber die Kroneund eben so wenig
welches in unserem Staatsleben sa auch nur so viel sind sie Herr uber das PreußischeVoltgeworden. Sie
Macht und Gewalt hat, als die Fliegierungihmjedes werden das hossentlich noch selbst zu ihrem Schmerz
Mal lassen will. Die Regierung hat aber seit der Ein- ersahren
sührungder Verfassung, und zwar unter dem jetzigen Aber sehenwir doch zu, wasspesdenn eigentlichmit
Könige, schon zwei Mal gewechselt, das erste Mal ge- der Verordnung vom I()«.November aus sichhat»
schahes im Jahre 1858, als der liberale Fürst von Diese Veordnung giebt nämlichdem sogenannten
Hohcnzollern Ministerpräsideiitwurde, und das zweite kleinen Landadel die 49 Stimmen im Herrenbausewie-
Mal im Jahre 1862 als der jetzigeGraf Bismarck der, die er nach dem »Erlaß« Vom 5, kszovenjbek1861
an die Spitze der Regierung trat· Das erste Mal zeigte verlieren sollte. Zugleich bestimmt sie (das ist das
die Regierung dem Herrenhause, daß es auf gar Wesentliche),daß diese Zahl Von S)() Stimmen, die er

schwachenFüßen stehe, indem sie durch zahlreiche Er- jetzt wieder bekommen soll, von nun an nicht mehr durch
nennuni neuer Mitglieder das Stimmverhältuißänderte. eine Anordnung des Königs allein verändert werden
Daß aberdiese Aenderung nicht bedeutend war, das dars. Vielmehr soll künftigein förnilichesGesetz, also
haben die letzten Jahre gezeigt Aber sollte die Regie- auch die Zustimmung des Herrenhanses selbstdazu
rung, was denn dochüber kurz oder lang möglichwerden nöthigsein.

· «

könnte, zum dritten Mal wechseln, ja, dann könnte es Jndeß steht die ganze Sache auf keinem sicheren
mit dein jetzigen Herrenhause vorbei sein. Dann Boden. Um uns das deutlich zu machen, müssenwir
wird vielleichtdie Krone durch den Gebrauch ihrer ver- an die Art und Weise zurückdenken,wie das jetzige
fassnngsmäßigenRechte schondafürsorgen,daß es auch Herrenhaus entstanden ist· Nach Artikel Sz, SC, 67

teine "vier Wochen»mehr in seiner gegenwärtigen und 68. der ain Februar 1850 beschwoteth Ver-
Gcstalt bestehenbleibt

· fassungsollte die Erste Kammer (das jetzigeHerrenhaus)
Das wissen die Herren Reaktionäreso gut wie wir, io zusammengesetztwerden, daß das Hauptgewichtaus

und docherheben sie setzt ein so lautes und gewaltiges neunzig Mitgliedersiel, die jedes Mai ans sechsJahre



gewähltwerden sollten. Die Zahl der Wahler sollte 30

Mal so großsein, wie die der zu Erwählenden,und zwar
sollten es diejenigenUrwählersein, die in den betreffen-«
den Wahlbezirlendie höchstendirektenStaatssteuern be-

zahlten Das Recht zu wählenHihattenalso die 2700
Wohlhabendstenunter unsern Gutsbesitzern,Kaufleuten
und Gewerbetreibenden,ohnedaß es dabeian Rittergut
und adlige Namen im entferntesten ankam. Gewählt
aber konnte jeder unbefcholtenePreuße werden,' d—er«.40
Jahre alt-war,--detn PkeUszlfchenStaatsoersbandefett 5

Jahren angehörte,im Besitzder Ehrenrechtefstchbefand,
in Berlin ohne Diäten langere Zeit leben konnte, und
— das Vertrauen seinerWähler sich erworben hatte.
Aber gerade dieseBestimmungenwaren für die damali-

gen ,,Konservativen«der Stein des Anstoßes. Sie
wollten nicht haben, daß ein bürgerlicherGutsbesitzer
oder ein Kaufmann oder sonst ein Gelverbetreibender
in der ersten Kammer sitzensollte. Es kam ihnen da-

her sehr zu Statten, daß die nach der beschworenen
Verfassung zusammengesetzteErste Kammer erst am

7. August 1852 in’s Leben treten, und daß bis dahin
die Erste Kammer so bleiben sollte, wie die oktroyirte
Verfassung vom 5. Nov. 1848 sie angeordnet hatte.
Denn unter der Zeit schiedendie etwas liberalen Mi-

nister ans der Regierung aus, und an ihre Stelle traten

schon um Weihnachten 1850 die hochkonservativenHerrn
v. Westphalen und v. Raumer Jetzt suchte man die

Einführung einer ersten Kammer nach der beschworenen
Verfassung zu vermeiden. Die Sache wurde künstlich
so in die Länge gezogen, daß endlich beide Kammern

nach Ablauf des Ursprünglich festgesetztenTerrains
das Abänderungsgesetzvom 7. Mal 1893 stimmten.

Dieses Gesetz nun legte es in die Hand des Königs,
unter gleichzeitigerAufhebung der Artikel 65, 66, 6"

und 68 der Verfassung, die künftigeErste Kammer

ohne jegliche Mitwirkung der Volksvertretung
und einzig und allein durch Königliche Anord-

nung zu bilden. Dabei wurden nur zwei Bedingungen
gestellt Erstens sollte die Erste Kammer lediglich aus

solchen Mitgliedern zusammengesetztwerden« die der

König selbst beruft, und zwar beruft »mit erblicher
Berechtigung oder auf Lebenszeit« Zweitens sollte
die ,,KöniglicheAnordnung« nicht wieder durch den

König allein abgeändertwerden können,»sondernnur

durchein mit Zustimmung der Kammer zu er-

lassendesGesetz.«
Man hat nun behauptet, daß dieses ganze Gesetz

schon von vorne herein keine verfassungsmäßige
Gültigkeitgehabt habe. .Die Volksvertretung,sagt man,

ist nach der Verfassung gar, nicht berechtigt
gewesen, einem solchenGesetze Ihre Zustimmungzu
geben, denn die Volksvertretung habe nach Artikel 107,

verglichenmit Artikel 62, wohl das Recht, »gemein-
schaftlich«·undin ,,Uebereinstimmung« mtt dem

Könige die Verfassung abzuändern,aber sie habe
nicht das Recht, d»enKönig allein zu der Vorttahme
einer Verfassungsanderungzu bevollmächtigen.Die

Volksvertretung sagt man, befindet sich in dieser Be-

das Recht, die Feststellungdes besagten Vertrags d

ziehnnggenau in der Lage eines Rechtsanwalts dem
von seinem Mandanten Vollmacht gegeben ist,«einen
Kauf- oder.sonstigenVertrag ,,gemeinschaftlich·««"und ikk
»Uebere1nst1mmung«mit einem dritten Vertrauensmann
festzustellen...,z.sEi,nk-.solcherRechtsanwalt hat auch nicht

km

Vertrauensmannazlxlein zu übertragenVielmehr wird
der Vertrag nur rechtsgültig,Wenn er wirklichvon dem

VechtssaznwaltUnd— dem Verirrt
«

singnu »gemeiinschasst-
lich«-Innd in,z.-,-,tebereinstimmuanmit einander festge-
stellt wird. Ebenso, schließtman, hat keine Verfassungs-
Veränderung(wie auch kein anderes Gesetz)irgend eine
Gültigkeit,wenn sie nicht von der Krone Und der Volks-
vertretung ,,gemeinschaftlich«und in »Uebereinstimmung«
mit einander festgestelltist.

» tDoch dem sei, wie ihm wolle. Auch diejenigen,die
dieseAnsichtnicht theilen sollten, müssen dochwenig-
stens zug»eben,«daß die. ,,KöniglicheAnordnung«-,durch
welche dre-Bildung der Ersten Kammer festgestelltist,
nur so»wetteine verfassungsmäßigeGültigkeithat, als

sie»mrt dem Gesetze vom 7. Mai 1853 über--

einnimmt Aber es ist schon lange und oft behaup-
tet worden, daß diese Ueber-einstimmungin wesentlichen
Punkten nicht stattfindet

Jene ,,KöniglicheAnordnung«nämlichbesteht, so
nimmt man an, aus der »Verordnung«und dem »Re-
glement« vom 12. Oktober 1854. Darin sind die

Wünsche derer, denen die ursprünglichenVerfassungs-
Bestimmungen besonders rni ’eler»x,Lamerle auch da-

durch-erfüM,«-vaß an ·d:te ·telleder nennztg Mitqlie-
der, welchevon den höchstbestenertenUrwählernerwählt
werden sollten, nunmehr neunzigTliittergutsbesitzer
gesetzt wurden. Dieselben gehören ausschließlichdem
Adel an, denn obgleichdieErwählun bürgerlicher Rit-

tergutsbesitzernicht ausdrücklichveröoteniishso verbietet

siesich doch durch die Natur der Sache ganz von selbst.
Jndeß liegt darin noch keine Abweichungvon dem Ge-
setze. Wohl aber wird eine solche Abweichung in drei

Beziehungen gefunden. Erstens sollen diese 90 Rit-

tergutsbesitzer»des. alten und befestigtenGrundbesitzes«
Und noch fünf andereKlassenvon Mitgliedernnicht nach
dem uneingeschränkten Wollen des Königs berufen
werden können- Der König darf sie vielmehr nur

dann berufen,wenn sie zuvor von den betreffenden Ge-

nossenschaftengewählt und ihm präsentirt sind.
Zweitens sollen die Mitglieder aller diesersechsKlassen
nicht mit »erblicherBerechtigung-«und auch nicht unter
allen Umständen»auf Lebenszeit«in »dek,Ersten Kam-
mer sitzen,sondern nur so lange, als sle Im Besitzedes-

jenigen Gutes oder Amtes sich besmkselhdas zu ihrer
Präsentation erforderlichwar- Ste stnd in Wirklichkeit
also nicht Mitglieder »aufLebenszeit-LDrittens hat
in dem »Reglement«die Krone sich das Recht »Ok-
behalten«,künftigdurch bloßeVerordnung ,,anderwecte
nähereAnweisungen wegen Feststellungder Landschafts-
Bezirkeund Ausübung des PräsentationsrechtesSeitens
der Verbände der Grafen und des alten und des be-



festigten Grundbesitzes zzl kreffeU«s Auch das sptllMkt

dem Gesetzenicht im Einklange stehen.·
d d

·

t
Ob diese Ansstellungen begrundet sin o er nich,

müssenwir dem eigenen Nachdenken»unserer Leseraber-
lassen

«

In Betreff des zuletztangeguhrten
dritten Punk-

tes weisenwir aber daraufhin, da es eradeder hier

erwähnte»Vorbehalt«ist, von welchem ie»KroneGe-
brauch machte, als sie am 5. November 1861, zur·Zeit
des liberalen Ministeriums dieZahl der 99 R«itter-·
gutsbesitzer»des alten und befestigtenGrundbesitzesaus
Ltl herabsetzte,nnd alssiespjetztam -10.-Novem«be-r,alio

zur Zeit eines konservativen Ministeriums, diese»Zahl
wieder auf 90 erhöhte.Wenn der »Borbehaltzu

Recht bestand, so war sie ohneZweifel auchbeideMale
in ihrem Rechte. Aber dann versteheti«1vir»1iicht,wie

es mit dem Gesetzevom 7. Mai 1853 in Einklangzu
brinan ist, daß die Krone am»10. November1860 die-

sen Vorbehaltohne ein ,,mit Zustimmung der Kam-
mern«, d. h. der Volksvertretung, erlassenes »Gesetz«
definitiv aufhebenkonnte.

Was nun die Bedeutung der neuen Verordnung

für die fernere Entwicklung unseresStaatslebensjam
betrifft, so meint die »Kreuz-Zeitung«»,daß

die Krone
selbst jetzt nicht mehr im Stande »sei»

eine wesent-

liche Veränderung in der egenwartigcenZusammen-
setzung des Herrenhauses zu ewirken.·Jeder wesent«-
lichen Veränderung (die sienaturlichjeine »Verfalschung
nennt), ist jetzt, so sagt siee»ein Riegel vorgeschobenz
nur die Nevolntion wurde noch das Haus um-

gestalten können.« . b ,

eine leere Prahlerei, hinter welcher sie nur ihre eigene
Angsfversteckts Der-König hat immer noch das
Recht, »aus besonderem Vertrauen«so viel freismnige
Männer, wie er irgend will, in das Herrenhaus zu the-
rufen. Jn Ausübungdieses Rechtes kann er noch im-

mer eine freisinnigeMajoritätim HerrenhausezutWege
bringen Allerdings gehörtdazuwiederein Wechsels-der
Regierng Wann dieser Wechseleintreten wird, wissen
wir nicht; aber er wird eintreten; und wenn er ein-
tritt, dann wird auch das Herrenhaus aus verfas-
sungsmäßigem ·Wege umgestaltet werden Eine

»Revolution«, die die ,,Kreuz-Zeitung«surchtetund

androht, ist dazu ganz und gar nicht nöthig.
,

Wir meinen, die ,,Kreuz-Zeitung« und ihre
Freunde, wie ihnen schon anderswo gesagt ist, solt-
ten doch wahrlich die»let3tensein, die den Teufel
dei- »chplution« an die Wand malen.

Politische Wochenfchau·
Preußen. Jn wenigen Wochen ist der Termin zu Ende,

WelchenDie Verfassungfür die Einberufung der Kam-
MeTU bestimmt Es steht somit der Zusammentriit derselben
bevor, Und es kann nicht fehlen, daßman sich vielfach mit

der Frage beschäftigt,welches die Vorlagen sein weiden, die

die Regierung machenwird, und vor allein, welches die Stel-

iYUSsei-UWird- Me.die Regierungder zweitenKammer gegen-
Ubek einnehmen MAX In Bezug auf die Vorlagen hießes

noch vor wenigen Wochen- daß die Regierung außer dem

Entwurfe des Staatshaushaltsgeseszes für 1866
auch VVU Neuem einen Gesetzentwurf zur Feststellung

Aber das ist weiter nichts, als.

der Armee-Reorganisation einbringen werde, so wie

daß sie eine Vorlage wegen einer aufzunehmendeuAnleihe
und we en der Einverleibung Lanenburgs machen
werde. Jetzt wird von einer Seite, welche gewöhnlichdie

Ansichten der Regierung zu kennen vorgiebt, verbreitet, die

Regierung wolle nur den Entwurf zum Staatshaushalts e-

gesetzvorlegen, und vor jeder weitern Vorlage sehen, wie ich
die Kammer dieser Vorlage gegenüberverhalten werde. Aller

Wahrscheinlichkeitnach ist damit auf die verschiedentlichlaut

gewordene Ansicht hingedeutet, man werde jetzt nicht noch
einmal in die spezielle Berathung des Budgets eintreten,
bevor nicht die sichere Aussicht vorhanden fei, daß die An-

sichten über Einnahmen und Ausgaben, welchedas Abgeord-
netenhaus bei feineU·Abstimmungenüber das Budget kund-

iebt, auch wirklich bei ·de«rcsssisihrungdes Staatshaushaltes zur
Eseltungkommen. Wir wissen jetzt natürlichnoch nicht, ob

diese Ansicht, wenn sie im Abgeordnetenhauszur Sprache
kommen sollte, den Beifall der Mehrheit unserer Abgeord-
neten finden wird, aber wir wollen heut doch auf einen Um-

stand aufmerksam machen, der nothwendig eintreten muß,
wenn die Regierung nur den Entwurfdes Staatshaushalts-
gesetzes vorliegt Mag das Haus in eine Berathung des

Budgets eintreten oder nicht, aus jeden Fall muß vorher eine

sehr gründlicheuud eingehendeVorberathung in einer Kom-

mission stattfinden, welche sich, falls das Haus eine Durch-
berathung des Budgets beschließt,viele Wochen hindurch aus-

dehnen kann. Während dieser ganzen Zeit würde das Haus
alsdann Seitens der Regierung keinen Stoff für seine Ar-
beiten haben, und müßte seinePlenarsitzungenaussetzen,falls
es nicht anderweitig Material für seine Debatten erhielte.
Daß in einem solchen Falle die seudalen Blätter nicht spar-
sam sein würden mit dem Vowurf der Faulheit, das lehrt
die Erfahrung. Darauf wollten wir heut schonaufmerksan
machen

Uebrigens glauben wir nicht, daß es den Volksvertretern
an Stoff zu Berathungen fehlen wird. Einestheils werden
voraussichtlich ans der Mitte der Versammlung heraus An-
träge gestellt werden, welche unser gesammtes Verfassungs-
leben so tief berühren,daß ihre Diskussion von der äußersten
Wichtigkeit fein wird. Nach den Erfahrungen der letzten
Jahre wird wahrscheinlichdie Frage wegen der Kontingentis
rung der direkten Steuern, welche wir schon wiederholt
in unserem Blatte besprochen haben, vor allem zur Be-

rathung kommen, und wir hoffen, daß eine eingehende und

gründlicheBesprechnng dieser Frage, wenn auch ein augen-
blicklicherErfolg nicht in Aussicht steht, doch dazu dienen wird,
das Volk über die hohe Bedeutung dieser Frage für die fort-
schreitendeEntwickelung unseres konstitutionellenStaatslebens
aufzuklären und so die Ausführungdieser Maßregel für
spätereZeiten gründlichvorzubereiten
« Andererseitsaber hoffen wir, daß dem Landtage ein reicher
Stoff zur Berathung von dem Volke selbst durch Petitio-
nen geboten werden wird. Wie wichtig eine solche Bethei-
llglltig des Volkes durch Kundgebungseiner Ansichten ist, das

hat in neuester Zeit wieder die Geschichtedes Handels-
vertrages zwischen demZollverein und Oesterreich
gezeigt. Als derselbe dem Abgeordiietenhausezur Berathung
vorlag, da sprach sich eine sehr große Zahl von Mitgliedern
aus wirthschaftlichenGründen gegen diesenVertrag aus« Von
Seiten der zunächstBetheiligten, nämlichdes Handelsstandes-
lagen nur sehr vereinzelteKundgebungenaus Schlesien voi-

welche sich gleichfallsgegen die Genehmigungdes Handels-
vertrages aussprachen. Bei der Abstimmung genehmigtedie
Kammer den Vätka Jetzt werden in dertheinproviuz
und Westfalen wiederholt Stimmen laut, welche sichgegen



diesen Vertrag aussprechen. Hätten diejenigen, welche jetzt
über die Folgen des Handelsvertrages mit Oesterreichklagen,
rechtzeitigihre Stimme erhoben und den Landtag von ihren
Ansichtenin Kenntnißgesetzt,so wären solche Kundgebnn en,
wie wir überzeugtsind, von sehr großemEinfluß auf as

Resultat der Abstimmung gewesen-
Graf von Bismarck hat als Minister von Lauenburg mit

dem preußischenHandelsministereinen Vertrag abgeschlossen,
durch welchen Preußen von Neuiahr 1866 ab die Verwal-

tung des Postwesens im HerzogthumLauenburg übernimmt.
Da bis jetzt noch nichtsüber das künftigeVerhältnissLauen-

burgs zu Preußen feststeht,so muß dasselbe als ein fremder
Staat betrachtet werden, und es steht daher zu erwarten, daß
dieser Vertrag den Kainmern ziir Genehmigung vorge-
legt werde·

Jn sehr vielen Städten des Landes haben in den letzten
Wochen Stadtverordneienwahlen stattgefunden. Der

Umstand, daß mit sehr wenigen Ausnahmen überall die Kan-
didaten der liberalen Partei mit sehr großerMajorität ge-

siegt haben, steht in direktem Widerspruch mit der in feuda-
len Blättern so oft wiederholten Behauptung von dem ,,gänz-
lichen Umfchwunge.«

"l.803 und 1865.

Der Schriftsteller und Gelehrte Professor Rogeard
halte im vergangenen Jahre in Paris unter dein Titel:

Bemerkungen von Labienus (Le.s pisopos de Labienus)
eine kleine Schrift erscheinen lassen· Dieselbe enthielt als

Gegenstückzii dem Leben Cäsars, welches der Kaiser Natio-
leon Ill. zur Verherilichung jenes Gewalthabers und als

Entschuldigung für seinen Onkel und gefchkielzknhatte-
eine Verspottung des Neffen und AdoptivsohnesCäsars, des

Kaiser Augustus Die Verbrechen, durch welche Augustus
die Gewalt an sich gerissen,die Liederlichkeiteii,welche er sich
zu Schulden kommen lies;, waren so geschicktzusammengestellt,
daß trotz aller geichichtlichenTreue Niemandein die Beziehun-
gen auf die Gegenwart entgehen konnten. — (5"s wurde des-

lilb eine Ankla e wider Ro eard erhoben nnd er wurde
, , . .V g g l ! ihn als einen Verbrechervor Gericht ziehentonnte?«

zu läiigereiiiGefängniß verurtheilt. Diesem entzog er sich
durch die Flucht nach Belgien Vor kurzer Zeit hat er nun

in Briisfel eine kleine Brochüre unter dem Titel: »Armes
Frankreich« (pauvi-ei(’ranee)erscheinenlassen, in welcher
er den Kaiser Napoleon ill. unmittelbar angegriffen hat.

Jn Folge davon ist Rogeard von der belgischen Re-

gierung gewaltsam über die Grenze gebracht
worden«

Dieser Vorfall erinnert uns an einen Prozeß. welcher im

Jahre 1803 in England wider den französischenFlüchtling
Peltier geführt wurde. Dieser lies; damals in London

ein Jouriial unter dem Titel: ,,l’aml)igu·«erscheinen. In

diesem Blatte hatte er eine angebliche Rede des römischen
Senators Lepidus wider den DiktatorSulla abgedruckt,welche

ganz so wie jene erste Schrift Rogeards, zwar iii ein römi-

sches Gewand gekleidetwar, aber doch-weiternichts als eine

Versvottung des damaligen ersten Consnls, späteren Kaisers
Napoleon l. enthielt. Wegen dieses Aufsatzes wurde er vor

dem Gericht der Kings-Bench durch den Generalprokurator
Lord Ellenborugh angeklagt: .das; er zu einer Zeit, wo

Frieden mit der französischenRepublik gewesen wäre, bos-

hafter Weise die Absicht gehabt hätte, den ersten Consul
Napoleon Bonaparte herabzuwürdigen,in England und Frank-
reichHaß und Hohn gegen ihn zu erregen, auch die Bürger -

l

.

der französischenRepiiblik aufzuregen, daß sie den Na oleon
Bonaparte mit Waffen ewalt der konsularischenWürløebe-

rauben»undermordenmochten; und daß er bos aft und ge-
setzwidrigden Frieden und die Freundschaftzwis en England
und Frankreichzu zerstörengestrebthabe.«

.

Der Vertheidiger tPeltierswar der später als Paqu-
mentsrednerund Geschlchtsschreiberso berühmt gewordene
Mackintosh. Jn seiner Vertheidigungsredesagte er unter An-

derem:»Die eigentlichenParteien in dieser Sache sind — der
erste Consul von Frankreich, Herrscher des größten Reiches
der civilisirten Welt und mein Client, ein armer, geächteter
Verbaniiter, der in diesem Lande einen Zufluchtsort suchte.....
Jetzt«istvon Palermo bis Hamburg nicht eine freie
Presse-mehr auf dem festen Lande. Jn England allein
besteht eine freie Presse, beschütztdurch unsere Gesetze, und

durchden Muth und die Tapferkeit unseres Volkes. Es ist
gn·schauerlicheraber stolzer Gedanke. Das Gebäude der
Freiheit, welchesunsere Vorfahren errichteten, steht noch auf-
recht, mitten unter den Ruinen der eivilisirten Welt steht
es allein. Hütet euch daher durch nngebllhklicheStrenge die

Neigungzur UntersuchungauswärtigerVerhältnissenieder-
zudrucken. Unser National-Jnteresse umfaßt zwei Punkte:

« die gefährlicheGröße veiner Macht zu verhüten, und die

l

Ruhe Europass zu befördern. Darum muß England die

iniithige Prüfung des Benehmens auswärtiger Mächtebe-
-

günstigen,Eifersucht über ehrgeizigeEntwürfe gern aufregen
lassen. Diese wachsaine Eifersucht, dieser männ-

liche Geist der Untersuchung belebt die Gemüther,
und bereitet vor, eineni Angriff zu widerstehen,
von dem man weiß, daß er droht.«-)« »Der
erste Coiisul hat dem Bestehen der schweizerischenRepublik

Oein ,»Eridegemacht-Müßte nun-dgs..V· lk»freier»Bri en das
Gefühl des Schmerzes und des Mitgefuhlsunterdrücen, aus

Furcht den unbarniherzigenTyrannen zu beleidigen? Wenn

Tllloys Reding") angelocktdurch den Ruhm dieses Reiches,
in England einen Zufluchtsort gesuchthätte, würde man zu
ihm gesagt haben, er müsse seine Thränen verbergen, seine
Seufzer über des Vaterlandes Untergang ersticken, weil sonst
sein mächtigerFeind ihn aus seinem Zufluchtsorte vertreiben,

Trotz dieser glänzendenVertheidi ung wurde Peltier doch
verurtheilt Freilich kam feine Bestrafungnicht zur Aus-

führiing, da bald darauf-der Krieg mit Frankreich wieder

ausbrach, aber der französischeStaatslenker war mit Peltiers
Vernrtheilung keineswegszufriedengestellt.Jn seiner Staats-

zeitnng, demMoniteur, erschien bald nach der Fällung des

Urtheils ein Artikel, der also lautete: »Warum sich damit

aufhalten, fremde Uebelthätermit solchemauffallenden Prunk
vor ein ehrwürdigesGericht zu ziehen?«Manszbrauchtihnen
nur einmal im Ernst zu sagen: Schweigtl und sie schreiben
nicht mehr; oder gehorchensie nicht, so hat man das Recht,
sie wegzujagen. . ·

Ob diese Weisung des alten NTPVIEVU,Welchezu ihrer
Zeit England gegenüberfruchtlos blieb, von seinem-Neffen
gegenüberBelgien wiederholt UZVTDFJEIst? — Wir wissenes-

nicht. Leider hat aber helzteiIm Jahre 1865- dle belgllche
Regierung so gehandelt,»wkeNapoleon l. es 1803

»

von der-
englischenRegierung zwlmschteDen Ruhm Belgiens wird

das nicht vermehren-

le) Diesen Gedanken zu beherzigen, hat heutzutage die belgische
Regierung wahrlich alle Veranlassung ·

H«) Reding war der Führer der schweizet Patklvten
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